
 
 

Privatisierung öffentlicher Dienstleistungen 

gefährdet Arbeitsplätze 

 

Europaweit wurden und werden öffentliche Dienstleistungsunter-

nehmen (teil)privatisiert bzw. Dienstleistungen zur Grundver-

sorgung der Bevölkerung (z. B. Post, öffentlicher Nahverkehr, 

Trinkwasser) privaten Anbietern überlassen. Durch die neue 

Konkurrenzsituation sollten nicht nur die Preise sinken und 

das Angebot verbessert sondern durch Marktwachstum auch die 

Beschäftigung erhöht werden. Eine Studie der AK Wien zeigt 

jetzt auf, dass es europaweit nicht nur zu beträchtlichen Ar-

beitsplatzverlusten gekommen ist. Die Arbeitsbedingungen in 

den bestehenden Betrieben sowie bei neuen privaten Anbietern 

haben sich zum Teil drastisch verschlechtert oder weisen nur 

Mindeststandards auf.  

 

Bis zur Hälfte der Jobs sind verloren gegangen 

In den ersten zehn Jahren nach der Marktöffnung bzw. Liberali-

sierung verloren in den meisten untersuchten Branchen bis zu 

50 Prozent der Arbeitnehmer/−innen ihren Job: 

 Der Personalstand bei der Österreichischen Post wurde 

seit 2001 von 30.357 auf 25.475 reduziert, in der  

E−Wirtschaft zwischen 1997 und 2001 um 13 %; bei der Bahn 

soll nach bisher schon starken Reduktionen in den näch-

sten Jahren noch einmal bis zu einem Viertel der Beleg-

schaft abgebaut werden  

 Minus 52 Prozent bei der deutschen Bahn (1991 bis 2001) 

 Minus 42 Prozent bei der Deutschen Post seit 1998 

 Zwischen minus 30 und minus 50 Prozent im britischen 

Energiesektor seit 1989 

 

Arbeitsplatzabbau stärker als Zuwachs neuer Jobs 

Der Beschäftigtenrückgang bei den ehemaligen Staatsunternehmen 

wird nicht durch neu geschaffene Arbeitsplätze beiden Privaten 

wettgemacht. In Deutschland gibt es seit 1999 3.000 Vollzeit-

arbeits− und 1.300 Teilzeitarbeitsplätze bei den privaten 

Postverteilern mehr, hingegen wurden bei der Deutschen Post AG 

seither 37.000 Arbeitsplätze abgebaut. In Schweden steht seit 

1990 bei der Post ein Verlust von 17.000 Arbeitsplätzen einem 

Zuwachs von maximal 1.500 neuen Jobs bei privaten Anbietern 

gegenüber.  

 



 
 

Neue Jobs: weniger Geld, sozial schlecht abgesichert 

Die durch die Marktöffnung oder Privatisierung neu geschaffe-

nen Jobs sind meist schlechter bezahlt. Atypische Beschäfti-

gungsverhältnisse mit schlechter sozialer Absicherung stehen 

auf der Tagesordnung. 

Insbesondere bei Post− und Kurierdiensten entstehen Niedrig-

lohnjobs, in Österreich gibt es hier einen vergleichsweiseho-

hen Teilzeitanteil (rund ein Drittel). Bei privaten deutschen 

Postunternehmen waren in den Jahren zwischen 1999 und2002 

sechzig Prozent (!) der 11.000 Bediensteten geringfügig be-

schäftigt. 

 

Schlechtere Arbeitsbedingungen − länger arbeiten 

Die Arbeitsbedingungen in den neuen privaten Unternehmen ent-

sprechen oft nur Mindeststandards. Die verstärkte Konkurrenz 

führt deshalb auch zu schlechteren Arbeitsbedingungen in den 

ehemaligen Staatsbetrieben.  

Flexible und verlängerte Arbeitszeiten stehen auf der Tages-

ordnung. Oft bewirken verlängerte Durchrechnungszeiträume und 

Arbeitszeitkonten, dass Überstundenzuschläge und Zuschläge für 

Wochenendarbeit entfallen und Arbeit zu unsozialen Zeiten an-

fällt. 

Änderungen der Arbeitszeiten am Beispiel britischer Busunter-

nehmen: 

 Verkürzung der Pausen− und Ruhezeiten: die Nettofahrzeit 

der Fahrer wurde durch Kürzung der Pausen, Steh−und Wen-

dezeiten um 50 bis 80 Prozent erhöht. 

 

 Erhöhung der täglichen Arbeitszeit: die Fahrer können bis 

zu 16 Stunden am Tag eingeteilt werden. 

 

 Mehrarbeit und Überstunden durch Personalabbau: den Be-

schäftigten wurde das „Angebot“ gemacht, einen 

6.Arbeitstag pro Woche oder zusätzliche Überstunden zu 

machen, um die vorher durchgeführten Lohn− und Gehalts-

kürzungen zu kompensieren. 



 
 

 

Weniger Einkommen 

Die internationalen Beispiele zeigen, dass das Unternehmens-

ziel „Kosten senken“ auf dem Rücken der Beschäftigtenumgesetzt 

wird:  

 Senkung des Grundlohns: z.B. minus 20 % im englischen 

Busverkehr (1983 bis 1995) 

 

 Kürzen und Streichen von Zulagen und Prämien, innerbet-

rieblichen Sozialleistungen und Betriebspensionen(unter 

anderem in der englischen Energiewirtschaft), Abschaffung 

oder Verlängerung von Biennalsprüngen von 2auf 4 Jahre 

usw. 

 

 Schlechtere Kollektivverträge für neue Mitarbei-

ter/−innen: z.B. minus 13 % bei den Wiener Stadtwerken; 

minus 15bis 20 % bei Deutscher Bahn und Post. 

 

Rückgang der betrieblichen Aus− und Fortbildung 

In einigen Bereichen ist eine Reduktion der Lehr− und Ausbil-

dungsplätze klar feststellbar (z.B. Rückgang der Lehrlingsbe-

schäftigung bei der ÖBB von 1998 bis 2003 um 33 Prozent, bei 

der Verbundgesellschaft von 1999 bis 2002 um52 Prozent). Trotz 

gegenteiliger Rhetorik gibt es Hinweise auf Verschlechterung 

beruflicher Aus− und Weiterbildungsmöglichkeiten und Konzent-

ration der Berufsbildung auf Kernbelegschaften. 

 

Sicherung der Grundversorgung muss vorrangiges Ziel sein! 

Radikaler Personalabbau und verschlechterte Arbeitsbedingungen 

führen zwar zu steigenden Renditen für die neuen privaten Ei-

gentümer. Sie führen aber unweigerlich auch zu Leistungsein-

schränkungen und zur Qualitätsminderung. So werden letztlich 

weiterhin Bahn− und Buslinien eingestellt oder Postämter ge-

schlossen, wenn öffentliche Dienstleistungen dem Ziel der Ge-

winnerwirtschaftung unterworfen werden. Nicht nur die Beschäf-

tigten, die ihren Arbeitsplatz oder ihr Einkommen verlieren, 

gehören deshalb zu den Verlierern sondern letztlich auch jene, 

die diese Leistungen notwendig brauchen. 


